
 
 

1/7 

Bekanntmachung 

Aufforderung zur Einreichung von  

Wahlvorschlägen für die Wahl  
des Bürgermeisters und der Vertretung 

der Alten Hansestadt Lemgo 
am 14. September 2025 

(Wahl im Wahlbezirk und Wahl aus der  
Reserveliste) 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -
KWahlO - vom 31. August 1993 (GV.NRW. 

1993 S. 592, ber. S. 967), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 24. Oktober 2024 
(GV.NRW. S. 714) fordere ich hiermit zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 

- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 

auf. 

 
Außerdem fordere ich hiermit gemäß § 75 b  
KWahlO zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen für die Wahl 

- des Bürgermeisters 

auf. 

 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordru-
cke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Al-
ten Hansestadt Lemgo, Abteilung Wahlen, 
Rathaus, Marktplatz 1 (Zimmer 332 und 333), 
32657 Lemgo, während der Dienststunden 
kostenlos abgegeben werden.  

 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie 

der §§ 46 b und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunal-
wahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 1998 S. 454, berichtigt S. 509 und 

1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 05. Juli 2024 
(GV.NRW.S.444) und der §§ 25, 26 und 31 so-
wie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich 
hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die 

Funktionsbezeichnungen in weiblicher oder 
männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 

1. Allgemeines 
 

1.1 Wahlvorschläge können von politischen 
Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen 
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) 
und von einzelnen Wahlberechtigten 
(Einzelbewerbern), von diesen aller-

dings keine Reserveliste, eingereicht 
werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer 

Wählergruppe kann in einem Wahlvor-
schlag nur benannt werden, wer in einer 

Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden 
ist. Kommt eine derartige Versammlung 
nicht zustande, so kann die Partei oder 

Wählergruppe ihre Bewerber in einer 
Versammlung von Wahlberechtigten 
aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union (Uni-
onsbürger), die in Deutschland wohnen, 
sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die 
Vertreterversammlungen sind in gehei-
mer Wahl zu wählen. Entsprechendes 
gilt für die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber auf der Reserveliste und 
für die Bestimmung der Ersatzbewer-

ber. Stimmberechtigt ist nur, wer am 
Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberech-
tigt ist. Jeder stimmberechtigte Teilneh-
mer ist vorschlagsberechtigt. Den Be-
werbern und Ersatzbewerbern ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihr Pro-

gramm der Versammlung in angemes-
sener Zeit vorzustellen.  

 
Als Vertreter für eine Vertreterver-
sammlung kann nur gewählt werden, 
wer am Tage des Zusammentritts der 

zur Wahl der Vertreter einberufenen 
Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversamm-

lung und die Bewerber sind ab dem 
01.09.2024, die Bewerber für die Wahl-

bezirke sind frühestens nach der öffent-
lichen Bekanntgabe der Einteilung des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke 
(11.11.2024) zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wäh-
lergruppe hierfür vorgesehene Stelle 

kann gegen den Beschluss einer Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung Ein-
spruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederho-
len. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 

Das Nähere über die Wahl der Vertreter 
für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und 
Wählergruppen durch ihre Satzungen.  

  
Eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Wahl der Bewerber mit Angaben 
über Ort und Zeit der Versammlung, 
Form der Einladung, Zahl der erschiene-
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nen Mitglieder, Vertreter oder Wahlbe-

rechtigten und Ergebnis der Abstim-
mung ist mit dem Wahlvorschlag einzu-

reichen. Hierbei haben der Leiter der 
Versammlung und zwei von dieser Ver-
sammlung bestimmte Teilnehmer ge-
genüber dem Wahlleiter an Eides statt 
zu versichern, dass die Wahl der Bewer-

ber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
Hinsichtlich der Reservelisten hat sich 
die Versicherung an Eides statt auch da-
rauf zu erstrecken, dass die Festlegung 
der Reihenfolge der Bewerber und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber in ge-

heimer Abstimmung erfolgt sind. Der 
Wahlleiter ist zur Abnahme einer sol-
chen Versicherung an Eides statt zu-
ständig; er ist Behörde im Sinne des § 
156 des Strafgesetzbuches. Die Beibrin-
gung einer Ausfertigung der Nieder-

schrift und der Versicherung an Eides 

statt bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der 

im Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
laufenden Wahlperiode nicht ununter-

brochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises 
Lippe, im Landtag oder auf Grund eines 
Wahlvorschlages aus dem Land im Bun-
destag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 

nachweist, dass sie einen nach demo-
kratischen Grundsätzen gewählten Vor-

stand, eine schriftliche Satzung sowie 
ein Programm hat und dass die Namen 
der Vorstandsmitglieder, die Satzung 
und das Programm auf geeignete Weise 
veröffentlicht sind; dies gilt nicht für 

Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 
Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 
des Parteiengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 
(BGBl. I S. 149), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 10. August 2021 
(BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, 

bis zum Zeitpunkt der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundes-
wahlleiter eingereicht haben.   

 

 Das für Inneres zuständige Ministerium 
macht öffentlich bekannt, 

 
1. welche Parteien, die auf Landesebene 
organisiert sind, gemäß § 15 Absatz 2 
Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes 
dem Bundeswahlleiter die Unterlagen 
eingereicht haben, 
2. wo und bis zu welchem Zeitpunkt An-

träge auf Bestätigung der ordnungsge-
mäßen Einreichung von Satzung und 
Programm (§ 26 Absatz 5 Satz 3) ein-
gereicht werden können, 

3. wer hierfür antragsberechtigt ist, 

4. wie die Bestätigung dem Antragstel-
ler und den zuständigen Wahlorganen 

bekanntgegeben wird.  
 
 Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der 

Einreichungsfrist gegenüber dem Wahl-
leiter nach, dass für ihn im Melderegis-

ter eine Auskunftssperre nach den mel-
derechtlichen Vorschriften eingetragen 
ist, ist anstelle von Wohnort und E-Mail-
Adresse eine Erreichbarkeitsanschrift zu 
verwenden, die sich ebenfalls aus der 
Angabe einer Gemeinde mit Postleitzahl 

und einer E-Mail-Adresse zusammen-
setzt. 

 
1.4 Die Wahlvorschläge für die Wahl des 

Bürgermeisters und der Vertretung der 
Alten Hansestadt Lemgo sind bis spä-

testens zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 1 

KWahlG genannten Zeitpunkt (69. Tag 
vor der Wahl, 07.07.2025, 18.00 
Uhr – Ausschlussfrist) dem Wahllei-
ter der Alten Hansestadt Lemgo, Abtei-
lung Wahlen, Rathaus, Marktplatz 1 
(Zimmer 332 und 333), 32657 Lemgo, 
einzureichen.  

 
Es wird dringend empfohlen, die Wahl-
vorschläge frühzeitig vor diesem Termin 
einzureichen, damit etwaige Mängel, die 
die Gültigkeit der Wahlvorschläge be-
rühren, rechtzeitig behoben werden 

können (§24 KWahlO). 
 

2. Wahlvorschläge für das Amt des 
Bürgermeisters 

 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürger-

meisters können auch von Parteien und 

Wählergruppen gemeinsam eingereicht 
werden. In diesem Fall ist der Bewerber 
entweder in einer gemeinsamen Ver-
sammlung oder in getrennten Ver-
sammlungen der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger zu wählen. Die Träger des 
gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen 

keinen anderen als den gemeinsamen 
Bewerber wählen und zur Wahl vor-
schlagen. 

 

Der Wahlvorschlag für das Amt des Bür-
germeisters/der Bürgermeisterin soll 

nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO eingereicht werden. Er muss 
enthalten:  

 
- Den Namen und gegebenenfalls die 

Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvor-

schlag einreicht; andere Wahlvor-
schläge können auch durch ein 
Kennwort des Wahlvorschlagsträ-
gers gekennzeichnet werden und 
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- Familiennamen, Vornamen, Beruf, 
Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 

(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse, 
Telefonnummer sowie Staatsange-
hörigkeit des Bewerbers; bei mehre-
ren Vornamen kann eine Angabe er-
folgen, unter welchem Vornamen der 

Bewerber auf dem Stimmzettel an-
zugeben ist.  

 
Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner 
Namen, Anschrift, Telefonnummer und 
E-Mail-Adresse der Vertrauensperson 

und der stellvertretenden Vertrauens-
person hervorgehen.  

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder 

Wählergruppe muss nach § 15 Abs. 2 
Satz 1 KWahlG von der für das Wahlge-

biet zum Zeitpunkt der Einreichung zu-

ständigen Leitung unterzeichnet sein. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen 
von den jeweiligen für das Wahlgebiet 
zum Zeitpunkt der Einreichung zustän-
digen Leitung aller beteiligten Wahlvor-
schlagsträger unterzeichnet sein. Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss der Un-

terzeichner des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein; § 46d 
Abs. 1 Satz 2 KWahlG bleibt unberührt.  

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 ge-

nannten Parteien und Wählergruppen 

müssen außerdem von mindestens 240 
Wahlberechtigten der Gemeinde per-

sönlich und handschriftlich unterzeich-
net sein; dies gilt auch für Wahlvor-
schläge von Einzelbewerbern. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn der bisherige Bür-
germeister oder Landrat als Bewerber 

vorgeschlagen wird. Die Wahlberechti-
gung ist nachzuweisen. Die ordnungs-
gemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nach-

weis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsträger nicht zu ver-
treten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden.  

Unterstützungsunterschriften für ge-
meinsame Wahlvorschläge sind nur bei-

zubringen, wenn alle beteiligten Wahl-
vorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 ge-
nannten Parteien und Wählergruppen 
fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 

240 Wahlberechtigten unterzeichnet 

sein, so sind die Unterschriften auf amt-
lichen Formblättern nach Anlage 14c zur 
KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgen-
des zu beachten:  

 

- Die Formblätter werden auf Anforde-
rung vom Wahlleiter kostenfrei gelie-

fert. Bei der Anforderung sind die Be-
zeichnung der Partei oder Wähler-
gruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reichen will, bei Einzelbewerbern das 
Kennwort, sowie Familienname, Vor-

namen und Wohnort des vorzuschla-
genden Bewerbers und die Kontakt-
daten anzugeben, die in die Daten-
schutzhinweise auf der Rückseite der 
Anlage 14c unter Nummer 3 aufzu-
nehmen sind; Parteien und Wähler-

gruppen haben ferner die Aufstellung 
des Bewerbers in einer Mitglieder- o-
der Vertreterversammlung zu bestä-
tigen. Der Wahlleiter hat die Anga-
ben des Wahlvorschlagsträgers im 
Kopf der Formblätter zu vermerken.  

 

- Die Wahlberechtigten, die einen 
Wahlvorschlag unterstützen, müssen 
dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; 
die Angaben zum Familiennamen, 
Vornamen, Tag der Geburt, zur An-
schrift (Hauptwohnung) sowie E-

Mail-Adresse und Telefonnummer, 
sofern vorhanden, des Unterzeich-
ners sowie der Tag der Unterzeich-
nung sollen vom Unterzeichner per-
sönlich und handschriftlich ausgefüllt 
werden.  

 
- Für jeden Unterzeichner ist auf dem 

Formblatt oder gesondert eine Be-
scheinigung der Alten Hansestadt 
Lemgo nach dem Muster der Anlage 
15 zur KWahlO beizufügen, dass er 
im Wahlgebiet wahlberechtigt ist; 

gesonderte Bescheinigungen des 
Wahlrechts sind vom Träger des 
Wahlvorschlags bei der Einreichung 
des Wahlvorschlags mit den Unter-
stützungsunterschriften zu verbin-
den; wer für einen anderen eine Be-
scheinigung des Wahlrechts bean-

tragt, muss nachweisen, dass der 
Betreffende den Wahlvorschlag un-
terstützt.  

 

- Ein Wahlberechtigter darf nur einen 
Wahlvorschlag (also nur einen Wahl-

vorschlag für die direkte Wahl im 
Wahlbezirk und nur eine Reserveliste 
sowie nur einen Wahlvorschlag für 
die Wahl des Bürgermeisters) unter-
zeichnen; hat jemand mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist 
seine Unterschrift auf allen weiteren 

Wahlvorschlägen ungültig; leistet ein 
Wahlberechtigter mehrere Unter-
stützungsunterschriften für verschie-
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dene Wahlvorschläge mit unter-

schiedlichem    oder gleichem Da-
tum, kommt es für die Gültigkeit 

ausschließlich auf die Reihenfolge 
der Vorlage durch die Wahlvor-
schlagsträger bei der Gemeinde an, 
die die Wahlberechtigung beschei-
nigt; gültig ist die zuerst vorgelegte 

Unterstützungsunterschrift; die 
gleichzeitige Unterzeichnung einer 
Reserveliste bleibt unberührt; die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
durch den Bewerber ist zulässig.  

 

- Wahlvorschläge von Parteien und 
Wählergruppen dürfen erst nach Auf-
stellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung unterzeichnet werden; vorher 
geleistete Unterschriften sind ungül-

tig. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung nach 
dem Muster der Anlage 12c zur 
KWahlO. Dabei hat der Bewerber zu 
versichern, dass er für keine andere 

Wahl zum Bürgermeister oder Land-
rat kandidiert.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung 

nach dem Muster der Anlage 13b zur 
KWahlO.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien o-

der Wählergruppen eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Ver-
sammlung der Partei oder Wähler-
gruppe zur Aufstellung der Bewer-
ber, im Falle eines Einspruchs nach § 

17 Abs. 6 KWahlG auch eine Nieder-
schrift über die wiederholte Abstim-
mung, mit den nach § 17 Abs. 8 
KWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rungen an Eides statt; ihrer Beifü-
gung bedarf es nicht, soweit eine 
Ausfertigung der Niederschrift und 

der Versicherung an Eides statt ei-
nem anderen Wahlvorschlag im 
Wahlgebiet beigefügt ist. Die Nieder-
schrift über die Versammlung der 

Partei oder Wählergruppe zur Auf-
stellung des Bewerbers soll nach 

dem Muster der Anlage 9c gefertigt, 
die Versicherung an Eides statt nach 
dem Muster der Anlage 10c abgege-
ben werden. 

 
 
 

 
 
 
 

2.6 Besondere Hinweise für Wählergruppen 

 
- Wählergruppen, die nach § 2 Absatz 

1 des Wählergruppentransparenzge-
setzes (WählGTranspG) vom 25. 
März 2022 (GV. NRW. S. 412) in der 
jeweils geltenden Fassung zur Re-
chenschaftslegung verpflichtet sind, 

haben dem Wahlvorschlag nach § 
15a Absatz 1 KWahlG außerdem die 
Bescheinigung beizufügen, die ihnen 
der Präsident des Landtags nach § 4 
Absatz 2 des WählGTranspG über die 
Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte 

über die letzten zwei abgeschlosse-
nen Rechnungsjahre erteilt hat. So-
weit die Frist zur Einreichung des Re-
chenschaftsberichts nach § 4 Absatz 
1 des WählGTranspG zum Zeitpunkt 
der Einreichung des Wahlvorschlags 

noch nicht abgelaufen ist, ist für das 

letzte abgeschlossene Rechnungs-
jahr die Vorlage einer Erklärung nach 
§ 15a Absatz 2 KWahlG ausreichend, 
aus der sich ergibt, ob und in welcher 
Gesamthöhe die Wählergruppe in 
den vorangegangenen zwölf Mona-
ten Zuwendungen erhalten hat; Zu-

wendungen eines einzelnen Zuwen-
ders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 des 
WählGTranspG sind hierbei anzuge-
ben. Die Erklärung nach § 15a Ab-
satz 2 KWahlG ist von der im Wahl-
gebiet zum Zeitpunkt der Abgabe der 

Erklärung zuständigen Leitung der 
Wählergruppe zu unterzeichnen und 

soll nach dem Muster der Anlage 27 
eingereicht werden. Reicht die Wäh-
lergruppe mehrere Wahlvorschläge 
im Wahlgebiet ein, so brauchen diese 
Nachweise nur einmal eingebracht 

zu werden. 
 
-  Wählergruppen, die nicht zur Re-

chenschaftslegung nach § 2 Absatz 1 
des WählGTranspG verpflichtet sind, 
haben dem Wahlvorschlag eine Er-
klärung nach § 15a Absatz 2 KWahlG 

beizufügen, aus der sich ergibt, ob 
und in welcher Gesamthöhe sie in 
den vorangegangenen zwölf Mona-
ten Zuwendungen erhalten haben; 

Zuwendungen eines einzelnen Zu-
wenders gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 

des WählGTranspG sind hierbei an-
zugeben. Absatz 5a Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. Für Einzelbewerber 
sind die Sätze 1 und 2 mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass sich die Mit-
teilungspflicht auf Angaben über Zu-
wendungen beschränkt, die der Ein-

zelbewerber zum Zwecke seiner Be-
werbung und Wahlkampfführung von 
Dritten erhalten hat. 
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-  Erhält eine Wählergruppe nach Ein-

reichung eines Wahlvorschlags bis 
zum Zeitpunkt der Wahl eine Zuwen-

dung, die die Bedingungen des § 2 
Absatz 2 Satz 4 des WählGTranspG 
erfüllt, sind diese dem Wahlleiter 
nach § 15a Absatz 3 KWahlG unter 
Angabe des Namens und der An-

schrift des Zuwenders sowie der Ge-
samthöhe der Zuwendung unverzüg-
lich mitzuteilen. Die Erklärung ist von 
der im Wahlgebiet zum Zeitpunkt der 
Abgabe der Erklärung zuständigen 
Leitung der Wählergruppe zu unter-

zeichnen und soll nach dem Muster 
der Anlage 28 eingereicht werden. 
Für Einzelbewerber sind die Sätze 1 
und 2 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass sich die Mitteilungspflicht auf 
Angaben über Zuwendungen be-

schränkt, die der Einzelbewerber 

zum Zwecke seiner Bewerbung und 
Wahlkampfführung von Dritten er-
halten hat. 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbe-

zirk 
 

3.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG 
in Verbindung mit § 3 der Hauptsat-
zung der Alten Hansestadt Lemgo vom 
13.12.2022 sind 

         für die Alte Hansestadt Lemgo 40 Ver-
treter, davon 20 in Wahlbezirken zu 

wählen. 
 

Auf die Bekanntmachung der Alten Han-
sestadt Lemgo vom 10.11.2024 über 
die Einteilung des Wahlgebietes in 
Wahlbezirke für die Kommunalwahl 
2025 wird hingewiesen. Sie kann jeder-

zeit beim Wahlleiter der Alten Hanse-
stadt Lemgo, Abteilung Wahlen, Rat-
haus, Marktplatz 1 (Zimmer 332 und 
333), 32657 Lemgo, während der 
Dienststunden eingesehen werden. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbe-

zirk soll nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO eingereicht werden. Er 
muss enthalten:  

 

- den Namen und ggf. die Kurzbe-

zeichnung der Partei oder Wähler-
gruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern können durch ein Kennwort 
gekennzeichnet werden und 

 

- Familiennamen, die Vornamen, Be-
ruf, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse, Telefonnummer sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers; 
bei Beamten und Arbeitnehmern 

nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind 

auch der Dienstherr und die Beschäf-
tigungsbehörde oder die Gesell-

schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der 
sie beschäftigt sind, anzugeben; bei 
mehreren Vornamen kann eine An-
gabe erfolgen, unter welchem Vorna-
men der Bewerber auf dem Stimm-

zettel anzugeben ist.  
 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen, 
Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-
Adresse der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson 

enthalten.  
 
3.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder 

Wählergruppe muss nach § 15 Abs. 2 
Satz 1 KWahlG von der für das Wahlge-
biet zum Zeitpunkt der Einreichung zu-

ständigen Leitung unterzeichnet sein. 

Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner seine Un-
terschrift auf dem Wahlvorschlag selbst 
leisten; § 26 Abs. 3 Nr. 3 und 4 KWahlO 
gilt entsprechend.  

 
3.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 

der unter 1.3 genannten Parteien und 
Wählergruppen müssen ferner von min-
destens 5 Wahlberechtigten des Wahl-
bezirks, für den der Kandidat aufgestellt 
ist, persönlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein und sollen die Angabe 

einer E-Mail-Adresse und einer Telefon-
nummer der Unterzeichner enthalten; 

dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung 
ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner bis 

zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gül-
tigen Wahlvorschlags, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, 
die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht 
zu vertreten hat, nicht rechtzeitig er-
bracht werden.  

 
3.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahl-

bezirk nach § 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG 
von mindestens 5 Wahlberechtigten un-

terzeichnet sein, so sind                                                                                                                                                                                                                                                              
die Unterschriften auf amtlichen Form-

blättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu 
erbringen.  

 
Nr. 2.4 gilt sinngemäß und mit der Maß-
gabe entsprechend, dass der Unter-
zeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt 
ist. Die Unterzeichnung des Wahlvor-

schlags durch den Bewerber ist zulässig. 
Nr. 2.6 gilt sinngemäß. 
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3.6 Dem Wahlvorschlag sind beizufügen:  

 
- Die Erklärung des vorgeschlagenen 

Bewerbers nach dem Muster der An-
lage 12a zur KWahlO, dass er seiner 
Aufstellung zustimmt und für keinen 
anderen Wahlvorschlag in einem 
Wahlbezirk des Wahlgebiets seine 

Zustimmung zur Benennung als Be-
werber gegeben hat.  

 
- Eine Bescheinigung des zuständigen 

Bürgermeisters nach dem Muster der 
Anlage 13a zur KWahlO; dass der 

Bewerber wählbar ist.  
 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien o-

der Wählergruppen eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Ver-
sammlung der Partei oder Wähler-

gruppe zur Aufstellung der Bewer-

ber, im Falle eines Einspruchs nach § 
17 Abs. 6 KWahlG auch eine Nieder-
schrift über die wiederholte Abstim-
mung, mit den nach § 17 Abs. 8 
KWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rungen an Eides statt; ihrer Beifü-
gung bedarf es nicht, soweit eine 

Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt ei-
nem anderen Wahlvorschlag im 
Wahlgebiet beigefügt ist; die Nieder-
schrift soll nach dem Muster der An-
lage 9a gefertigt, die Versicherung 

an Eides statt nach dem Muster der 
Anlage 10a abgegeben werden (s. 

auch 1.2 dieser Bekanntmachung). 
 
- Die erforderliche Zahl von Unterstüt-

zungsunterschriften nebst Bescheini-
gungen des Wahlrechts der Unter-

zeichner, sofern der Wahlvorschlag 
von Wahlberechtigten des Wahlbe-
zirks unterzeichnet sein muss und  

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitneh-

mer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des 
KWahlG bewerben, eine Bescheini-

gung über ihr Dienst- oder Beschäf-
tigungsverhältnis sowie im Falle des 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 lit. b oder d 
KWahlG auch die ausgeübte Tätig-

keit, falls der Wahlleiter dies zur Be-
hebung von Zweifeln für erforderlich 

hält. 
  

3.7  Parteien und Wählergruppen, die in der 
zum Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
laufenden Wahlperiode nicht ununter-
brochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des zuständigen 

Kreises, im Landtag oder auf Grund ei-
nes Wahlvorschlags aus dem Land im 
Bundestag vertreten sind und für die die 
Unterlagen gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 

zweiter Halbsatz des Gesetzes dem 

Bundeswahlleiter nicht vorliegen, haben 
außerdem einzureichen 

 
1. den Nachweis, dass der für das 
Wahlgebiet zuständige Vorstand nach 
demokratischen Grundsätzen gewählt 
ist, und zwar durch beglaubigte Ab-

schrift oder eine Ausfertigung der bei 
der Wahl gefertigten Niederschrift o-
der durch die schriftliche Erklärung 
mehrerer bei der Wahlhandlung anwe-
sender Personen und 
2. ihre Satzung und ihr Programm. 

 
Reicht die Partei oder Wählergruppe 
mehrere Wahlvorschläge im Wahlgebiet 
ein, so brauchen diese Nachweise nur 
einmal eingereicht zu werden. Hat die 
Partei oder Wählergruppe eine über das 

Wahlgebiet hinausgehende Organisa-

tion, so brauchen Satzung und Pro-
gramm dem Wahlleiter nicht eingereicht 
zu werden, wenn 
 

a) im Falle einer nicht über das Gebiet 
des Kreises hinausgehenden Organi-
sation der Landrat, 

b) im Falle einer nicht über den Regie-
rungsbezirk hinausgehenden Organi-
sation die Bezirksregierung oder 
c) im Falle einer über einen Regie-
rungsbezirk hinausgehenden Organi-
sation das für Inneres zuständige Mi-

nisterium auf Antrag 
 

bestätigt, dass Satzung und Programm 
ordnungsgemäß eingereicht sind. 

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 

4.1 Für die Reserveliste können nur Bewer-
ber benannt werden, die für eine Partei 
oder Wählergruppe auftreten. Die Re-
serveliste muss nach § 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG von der für das Wahlgebiet zum 
Zeitpunkt der Einreichung zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein.  

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster 

der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht 
werden. Sie muss enthalten:  

 
- Den Namen der einreichenden Partei 

oder Wählergruppe und 
 
- Familiennamen, die Vornamen, Be-

ruf, Geburtsdatum, Geburtsort, An-
schrift (Hauptwohnung), E-Mail-Ad-
resse, Telefonnummer sowie Staats-
angehörigkeit der Bewerber in er-

kennbarer Reihenfolge; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 
und 6 KWahlG sind auch der Dienst-
herr und die Beschäftigungsbehörde 
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oder die Gesellschaft, Stiftung oder 

Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, 
anzugeben; bei mehreren Vornamen 

kann eine Angabe erfolgen, unter 
welchem Vornamen der Bewerber 
auf dem Stimmzettel anzugeben ist. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen, An-

schrift, Telefonnummer und E-Mail-Ad-
resse der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen 

werden, dass ein Bewerber unbeschadet 
der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbe-
werber für einen im Wahlbezirk oder für 
einen auf einer Reserveliste aufgestell-
ten Bewerber sein soll.  

 

4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste 

Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk 
oder für einen auf der Reserveliste auf-
gestellten anderen Bewerber sein (§ 16 
Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserve-
liste ferner enthalten:  

 
- Den Familien- und die Vornamen des 

zu ersetzenden Bewerbers, 
 
- Den Wahlbezirk oder die laufende 

Nummer der Reserveliste, in dem o-
der unter der der zu ersetzende Be-
werber aufgestellt ist.  

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genann-

ten Parteien und Wählergruppen müs-
sen außerdem von mindestens 33 
Wahlberechtigten persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.  

 

4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 
33 Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf amt-
lichen Formblättern nach Anlage 14b 
zur KWahlO zu erbringen; bei Anforde-
rung der Formblätter ist die Bezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe an-

zugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 
2.4 entsprechend. Nr. 2.6 und 3.7 gel-
ten sinngemäß. Die Zustimmungserklä-
rung ist nach dem Muster der Anlage 

12b zur KWahlO abzugeben. Einer Be-
scheinigung der Wählbarkeit bedarf es 

nicht, soweit Bewerber gleichzeitig für 
einen Wahlbezirk aufgestellt sind und 
die Bescheinigung für diesen Wahlvor-
schlag vorliegt oder beigebracht wird.  

Lemgo, 19.03.2025 
 
Gez. 

(Frank Limpke) 
   Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung und die Wahl des 
Bürgermeisters der Alten Hansestadt Lemgo 

 


